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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)  

zu dem Antrag der Abgeordneten Anja Hajduk, Britta Haßelmann, Kerstin Andreae, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
– Drucksache 18/8079 – 

Die Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen jetzt angehen 

A. Problem 
Nach jahrelangen internen Beratungen haben sich die Ministerpräsidentinnen 
und -präsidenten der Länder am 3. Dezember 2015 auf der Ministerpräsidenten-
konferenz auf einen gemeinsamen Vorschlag zur Neuregelung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen geeinigt. 
Aus Sicht der antragstellenden Fraktion ist der jetzige Vorschlag der Länder weit-
reichend und würde den Charakter unseres föderalen Miteinanders nachhaltig ver-
ändern. Sie hält daher eine breite politische Debatte und ein geordnetes parlamen-
tarisches Verfahren für erforderlich. 

B. Lösung 
Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. 

C. Alternativen 
Annahme des Antrags. 

D. Kosten 
Kosten wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 
den Antrag auf Drucksache 18/8079 abzulehnen. 

Berlin, den 22. Juni 2016 

Der Haushaltsausschuss 

Dr. Gesine Lötzsch 
Vorsitzende und Berichterstatterin 

 
 

 
 

Eckhardt Rehberg 
Berichterstatter 

Bettina Hagedorn 
Berichterstatterin 

Anja Hajduk 
Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Eckhardt Rehberg, Bettina Hagedorn, Dr. Gesine Lötzsch 
und Anja Hajduk 

I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 171. Sitzung am 13. Mai 2016 den Antrag auf Drucksache 18/8079 zur 
federführenden Beratung an den Haushaltsausschuss und zur Mitberatung an den Finanzausschuss überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Mit dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN soll der Deutsche Bundestag die Bundesregierung 
auffordern, dem Deutschen Bundestag bis Ende Juni 2016 einen Gesetzentwurf zur Beratung vorzulegen, welcher 
die Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen regelt. 

III. Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 

Der Finanzausschuss hat den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 18/8079 in 
seiner 81. Sitzung am 8. Juni 2016 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion 
DIE LINKE., die Vorlage abzulehnen. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Haushaltsausschuss hat den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 18/8079 in 
seiner 78. Sitzung am 22. Juni 2016 abschließend beraten. Er beschloss mehrheitlich, dem Deutschen Bundestag 
zu empfehlen, den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 18/8079 abzulehnen. 
Der Beschluss wurde mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. gefasst. 

Berlin, den 22. Juni 2016 

Eckhardt Rehberg 
Berichterstatter 

Bettina Hagedorn 
Berichterstatterin 

Dr. Gesine Lötzsch 
Berichterstatterin 

Anja Hajduk 
Berichterstatterin 
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